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Von FRANZ C. MAYER und CHRISTIAN HEIDFELD

Die Diskussion um Eurobonds hält an. Es gibt gute Gründe gegen solche Bonds, aber
auch welche dafür. Einerseits wird darauf verwiesen, dass durch die Einführung von
Eurobonds der Reform- und Spardruck auf verschwenderische Fiskalpolitik zu sinken
droht. Und dass zuviel Liquidität – leicht verfügbares Geld – genau das Ausgangsproblem
war. Auf der anderen Seite wird daran erinnert, dass Staatsaufgaben nun einmal weiter
finanziert werden müssen, und es wird bezweifelt ob ausschließliches Sparen wirklich
trägt. Gemeinsame Anleihen würden für die meisten Staaten zudem günstigere
Konditionen bedeuten, freilich nicht für Deutschland – wobei Deutschland unter
verschiedenen Aspekten von der derzeitigen Situation profitiert.

Recht unklar bleibt dabei nicht selten, was eigentlich genau mit Eurobonds gemeint ist.
Zuletzt ist die Rede von Projektbonds gewesen, ein Schuldentilgungsfonds wird auch
thematisiert. Deswegen hier zunächst eine Arbeitsdefinition von Eurobonds: Eurobonds
werden meist als Anleihen definiert, die entweder von den Mitgliedstaaten der
Währungsunion gemeinsam oder gar von der EU alleine zu einem einheitlichen Zinssatz
begeben würden. Gemeinsamer Kern diverser Vorschläge ist eine gemeinschaftliche
Kapitalbeschaffung, welche eine gesamtschuldnerische Haftung der Eurostaaten bzw.
eine solche des Haushalts der EU bedingt.

Bei den sogenannten Rettungsschirmen – derzeit die befristete EFSF, geplant ist als
dauerhafter Schirm ab Sommer 2012 der ESM – besteht übrigens keine
gesamtschuldnerische Haftung aller Mitgliedstaaten.

Unabhängig von der politischen Diskussion ist es jedenfalls befremdlich, dass die
derzeitigen rechtlichen Hindernisse für Eurobonds recht schnell aus dem Blick geraten.
Und rechtliche Hindernisse bestehen. Dies betrifft europarechtliche und
verfassungsrechtliche Fragen.

(Fortsetzung folgt. In der nächsten Episode: Eurobonds und Europarecht)

______________________________

Prof. Dr. Franz Mayer ist Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Völkerrecht,
Europarecht, Rechtsvergleichung und Rechtspolitik an der Universität Bielefeld, Dr. Christian
Heidfeld ist Wiss. Mitarbeiter an diesem Lehrstuhl und Rechtsreferendar am LG Bielefeld. Teile
dieses Beitrags beruhen auf Mayer/Heidfeld, Verfassungs- und europarechtliche Aspekte der
Einführung von Eurobonds, NJW 2012, S. 422.
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While you are here…
If you enjoyed reading this post – would you consider supporting our work? Just click
here. Thanks!

All the best, Max Steinbeis
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